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Schärfere Vorschriften für
Abzahlungsverträge?
Vom Genfer Nationalrat Deonna ist eine
Initiative eingereicht worden, in welcher
verschärfte Vorschriften über die Abzah-
lungs- und Vorauszahlungsverträge und
eine Ausdehnung des Geltungsbereiches
auf Dienstleistungen, Mietverträge und
Kieinkredite gefordert werden. Im Rahmen
des Vernehmlassungsverfahrens hat sich
auch der Schweizerische Verband für
Frauenrechte zu diesem Entwurf für ein
neues Bundesgesetz geäussert.

Die vorgeschlagene Ausdehnung des Gel-
tungsbereiches des Gesetzes auf alle den
gleichen wirtschaftlichen Zweck verfolgen-
den Verträge, insbesondere auf Dienstlei-
stungen, Miet-Kaufverträge, Leasing und
Kreditgeschäfte wird vom Verband unter-
stützt; ebenso das Verbot des Abschlus-
ses von Abzahlungs- und Vorauszahlungs-
Verträgen durch Handelsreisende und
Hausierer.

Die Festsetzung von Strafbestimmungen
wird ebenfalls begrüsst. Diese nur für die
Nichtleistung der gesetzlichen Mindestan-
Zahlung von 20 Prozent des Kaufpreises
vorzusehen, findet der Verband jedoch
ungenügend. Nach seiner Ansicht sollte
die Nichteinhaltung aller zwingenden Vor-
schritten des Gesetzes strafbar erklärt
werden, insbesondere wenn im Vertrag
nicht erwähnt wird, dass der Abnehmer
innert fünf Tagen auf den Vertragsab-
schluss verzichten kann oder wenn die
Unterschrift des im gemeinsamen Haushalt
lebenden Ehegatten fehlt. Diese Zustim-
mung wird im geltenden Gesetz und im
Entwurf nur für Verpflichtungen, welche
Fr. 1000.— übersteigen, verlangt. Der Ver-

band hält dafür, dass sie allgemein vorge-
schrieben werden sollte, denn die Gefahr
beim Abzahlungsgeschäft sei, dass gleich-
zeitig mehrere solche Verträge eingegan-
gen werden, deren Verpflichtung insge-
samt einen Haushalt stark belasten kön-
nen. Beide Ehegatten sollten deshalb ei-
nen Überblick über die Summe aller Ver-
pflichtungen gewinnen können.

Als neuer Vorschlag zur Verhinderung von
Missbräuchen wird die Festsetzung eines
Höchstzinssatzes und zwar sowohl für die
Abzahlungsgeschäfte als auch für die zu
diesem Zweck gewährten Darlehen ge-
wünscht.
Nach Abschluss des Vernehmlassungsver-
fahrens hat nun die vorberatende Kommis-
sion des Nationalrates ihre Arbeit wieder
aufgenommen. Die Ergebnisse des Ver-
nehmlassungsverfahrens und eingeholter
Rechtsgutachten führten dazu, dass die
Kommission das Bedürfnis nach einer Re-
vision der bestehenden Gesetze erneut
bejahte und Eintreten beschloss. Aller-
dings will sie ihre Beratungen vorläufig
aussetzen und einen Revisionsentwurf ab-
warten, der aufgrund früher entgegenge-
nommener Postulate vom Bundesrat vor-
zulegen sein wird. Hernach soll das Ge-
schäft abschliessend behandelt werden.

Vorstand
Die Telefonnummern von zwei Vorstands-
mitgliedern haben geändert und zwar von:
Lilly Fischer, neu 50 34 06

Elisabeth Schaffner, neu 63 96 49

Die Adressen der beiden Vorstandsmitglie-
der bleiben unverändert.
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